
Amt für Mobilität
Neumühlequai 10
Postfach
8090 Zürich 

Tel.	 +41 43 259 30 61
afm@vd.zh.ch
www.zh.ch/afm

Merkblatt für Flugfelder und Flugsicherungsanlagen (ohne Flughafen Zürich) – Version Juli 2022

Plangenehmigungsverfahren für 
Flugfelder und Flugsicherungsanlagen

Dieses Merkblatt richtet sich an Flugfeldhalter und In-
haber von Flugsicherungsanlagen und erläutert das 
Plangenehmigungsverfahren für Neu- und Umbaupro-
jekte von Flugplatz- und Flugsicherungsanlagen. Da die 
Belange der Luftfahrt Bundesangelegenheit sind, wer-
den die Genehmigungsverfahren durch das Bundesge-
setz über die Luftfahrt (Luftfahrtgesetz, LFG) und die 
Verordnung über die Infrastruktur der Luftfahrt (VIL) ge-
regelt.

Begriffe (Art. 2 VIL)
•	 Flugplatzanlagen: Bauten und Anlagen, die ganz oder 

überwiegend dem Betrieb eines Flugplatzes dienen
•	 Nebenanlagen: Andere Anlagen auf dem Gebiet eines 

Flugplatzes
•	 Flugsicherungsanlagen: Radioelektrische Naviga-

tions- und Übermittlungsanlagen für die Leitung und si-
chere Durchführung des Luftverkehrs

Verfahrensarten 
•	 Ordentliches Verfahren mit Publikation und öffentlicher 

Auflage, ggf. auch mit Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) (Art. 37 LFG): Im ordentlichen Verfahren werden 
alle Bauprojekte behandelt, die Interessen Dritter (z.B. 
Nachbarn, Umweltschutz usw.) berühren können. 

•	 Vereinfachtes Verfahren (Art. 37i LFG): Im Unterschied 
zum ordentlichen Verfahren wird das vereinfachte Ver-
fahren nicht publiziert und bei folgenden Vorhaben ange-
wandt: 
•	 Örtlich begrenzte Vorhaben mit wenigen, eindeutig  

bestimmbaren Betroffenen; 
•	 Bauten und Anlagen, deren Änderung oder Umnut-

zung das äussere Erscheinungsbild nicht wesent-
lich verändert, keine schutzwürdigen Interessen 
Dritter berührt und sich nur unerheblich auf Raum 
und Umwelt auswirkt.

•	 Plangenehmigungsfreies Verfahren (Art. 28 VIL): 
Bauvorhaben von untergeordneter Bedeutung gemäss 
Art. 28 VIL können ohne Plangenehmigungsverfügung 
umgesetzt werden. Das Amt für Mobilität (AFM) koordi-
niert das Verfahren gemäss der kantonalen Verordnung 
zum Luftfahrtrecht (Art. 2c VLB).

•	 Kantonales Verfahren (Art. 37m LFG bzw. Art. 29 VIL): 
Nebenanlagen unterstehen kantonalem Recht und wer-
den nach dem Planungs- und Baugesetz (PBG) behan-
delt. Generell ist die Gemeinde Leitbehörde, das Bun-
desamt für Zivilluftfahrt (BAZL) ist anzuhören.

Gesuchsteller
Plangenehmigungsgesuche müssen vom Inhaber der Anlage 
(Flugfeldhalter, Flugsicherungsanlageninhaber) eingereicht 
werden.

Plangenehmigungsgesuch
Gesuche sind vom Anlageninhaber in der verlangten Anzahl 
beim BAZL, Sektion Sachplan und Anlagen, 3003 Bern und 
beim Amt für Mobilität (AFM) der Volkswirtschaftsdirektion 
des Kantons Zürich, Amt für Mobilität, Neumühlequai 10, 
8090 Zürich, einzureichen. Mit dem Gesuch müssen sämt-
liche Unterlagen gemäss Art. 27abis VIL mit allen erforder-
lichen Unterschriften eingereicht werden. 

Die Zuständigkeiten sind wie folgt geregelt: 

Bund 
Das BAZL entscheidet über Plangenehmigungen (Art. 37 
Abs. 2 und Art. 40f LFG). Die Verfahrensleitung obliegt dem 
BAZL. Das BAZL hört den Kanton und ggf. andere Bundes-
stellen an.

Kanton 
Das AFM koordiniert das Verfahren gemäss der kantonalen 
Verordnung zum Luftfahrtrecht (VLB) zwischen dem Bund 
und den betroffenen Fachstellen von Kanton und Gemein-
den.

Gemeinden 
Soweit den Gemeinden nach kantonalem Recht die Bau-, 
Feuerpolizei- und Umweltaufgaben usw. delegiert sind, wer-
den sie bei Bauvorhaben vom AFM zur Stellungnahme einge-
laden und prüfen dabei die Unterlagen wie kantonale Fach-
stellen. Im übrigen nehmen die Gemeinden ihre Interessen 
durch Einsprachen wahr (Art. 37f Abs. 3 LFG).
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Ordentliches Verfahren (Art. 37 LFG) und  
vereinfachtes Verfahren (Art. 37i LFG)

Plangenehmigungsfreies Verfahren (Art. 28 VIL)

Kontrolle / Abnahme 
Die Bauherrschaft meldet Baubeginn und -abschluss des 
Vorhabens dem AFM (www.zh.ch/infrastruktur-luftfahrt), das 
die Koordination von Abnahme, Kontrolle, Prüfung der Aufla-
gen und Revisionseingaben übernimmt.

Ansprechpartner auf kantonaler Ebene ist das AFM.

Ansprechperson: 
Beat Uebelhart 
Tel. +41 43 259 30 73 
E-Mail: beat.uebelhart@vd.zh.ch

1 	 Art. 37f LFG: «Gemeinden wahren ihre Interessen durch Einspra-
che». Die betroffenen Gemeinden werden vom Kanton Zürich um 
Einreichung einer Fachstellungnahme ersucht. Damit gemeint 
ist eine fachliche Überprüfung und Beurteilung des Bauvorha-
bens in denjenigen spezifischen Fachgebieten, die von Gesetzes 
wegen oder infolge Kompetenzdelegation in die Zuständigkeit der 
Gemeinden fallen (z.B. vom Kanton an die Gemeinden delegierten 
feuerpolizeilichen Aufgaben). Möchte eine betroffene Gemeinde 
darüber hinaus weitere Interessen geltend machen, hat sie hierfür 
eine eigenständige Einsprache zu erheben (vgl. Art. 37f LFG). In 
diesem Fall wird die betroffene Gemeinde jedoch ersucht, dem 
Kanton Zürich dennoch parallel zur Einsprache eine separate 
Fachstellungnahme einzureichen.
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Ansprechpartner

Volkswirtschaftsdirektion des Kantons Zürich
Amt für Mobilität
Herr Beat Uebelhart
Neumühlequai 10, Postfach
8090 Zürich
Tel. +41 43 259 30 73
E-Mail: beat.uebelhart@vd.zh.ch
www.zh.ch/infrastruktur-luftfahrt

Bundesamt für Zivilluftfahrt
Sektion LESA
Sachplan und Anlagen
3003 Bern
Tel. +41 58 465 80 39/40
E-Mail: info@bazl.admin.ch
www.bazl.admin.ch

Kantonales Verfahren (Art. 37m LFG bzw. Art. 29 VIL)

2	 Art. 37m LFG: «Vor dem Entscheid über die Baubewilligung hört 
die kantonale Behörde das BAZL an». 
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